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I. ALLGEMEINER TEIL  
 

1. Geltungsbereich 
 

1.1 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen („AGB") 
gelten für sämtliche Geschäftsbeziehungen mit unse-
ren Vertragspartnern. Alle Angebote und Verträge, 
auch in laufenden und künftigen Geschäftsbeziehun-
gen, unterliegen diesen AGB. Sie gelten nur, wenn 
der Vertragspartner Unternehmer (§ 14 Bürgerliches 
Gesetzbuch, "BGB"), eine juristische Person des öf-
fentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Son-
dervermögen ist. 

 
1.2 Soweit nicht anders vereinbart, gelten diese AGB in 

ihrer jeweils aktuellen Fassung bzw. zumindest in der 
dem Vertragspartner zuletzt in Textform mitgeteilten 
Fassung, auch für gleichartige künftige Verträge, 
ohne dass wir in jedem Einzelfall erneut auf sie hin-
weisen müssten. 

 
1.3 Diese AGB gelten ausschließlich. Abweichende, ent-

gegenstehende oder ergänzende Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen des Vertragspartners werden 
nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ih-
rer Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses 
Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispiels-
weise auch dann, wenn wir die Bestellung oder Leis-
tung gegenüber dem Vertragspartner vorbehaltlos 
ausführen oder seine Lieferungen in Kenntnis der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen des Vertragspart-
ners vorbehaltlos annehmen. 

 
1.4 Im Einzelfall mit dem Vertragspartner getroffene in-

dividuelle Vereinbarungen (einschließlich Nebenabre-
den, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem 
Fall Vorrang vor diesen AGB. Für den Inhalt derarti-
ger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbe-
weises, ein schriftlicher Vertrag oder unsere schriftli-
che Bestätigung maßgebend. 

 
1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Ver-

tragspartners in Bezug auf den Vertrag (z. B. Frist-
setzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minde-
rung) haben in Schriftform oder Textform (z. B. Brief, 
E-Mail, Telefax) zu erfolgen. Die eIDAS-Verordnung 
(fortgeschrittene Signatur) genügt dem Schriftfor-
merfordernis. Elektronische Rechnungen (z. B. 
XRechnung oder ZUGFeRD) sind zulässig. Gesetzliche 
Formerfordernisse und weitere Nachweise, insbeson-
dere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklären-
den, bleiben unberührt.  
 

1.6 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften 
haben nur klarstellende Bedeutung. Die gesetzlichen 
Vorschriften gelten daher auch ohne eine solche Klar-
stellung, soweit sie in diesen AGB nicht unmittelbar 
abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen wer-
den. 

 
 

 
1.7 Ergänzend zu den Bestimmungen dieses Allge-

meinen Teils gelten: 

a. unsere Verkaufsbedingungen („VB") in Ab-
schnitt II dieser AGB, soweit wir bewegliche 
Sachen ("Ware") an unseren Vertragspartner 
("Käufer") verkaufen oder liefern, unabhän-
gig davon, ob wir die Ware selbst herstellen 
oder bei Zulieferern beziehen (§§ 433, 650 
BGB); insoweit gelten die EB in Abschnitt III 
nicht. 

b. unsere Einkaufsbedingungen ("EB") in Ab-
schnitt III dieser AGB, soweit unsere Ver-
tragspartner ("Verkäufer") bewegliche Sa-
chen ("Ware") an uns verkaufen oder liefern, 
unabhängig davon, ob die Verkäufer die Ware 
selbst herstellen oder bei Zulieferern bezie-
hen (§§ 433, 650 BGB); insoweit gelten die 
VB in Abschnitt II nicht. 

 

2. Nachhaltigkeit; ESG  
 
Die Parteien halten die anwendbaren menschen-
rechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten-
gesetze ein (einschließlich, soweit anwendbar, des 
deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes). 
Wir können angemessene Prüfungs- und Auskunfts-
rechte ausüben und bei wesentlichen Verstößen aus 
wichtigem Grund kündigen. 
 

3. Sanktionen und Compliance 
 

3.1 Die Einhaltung sämtlicher anwendbarer Sanktions‑, 
Exportkontroll‑ und Außenwirtschaftsvorschriften der 
EU, der USA, des Vereinigten Königreichs und ande-
rer einschlägiger Rechtsordnungen (“Sanktionsvor-
schriften”) bildet eine wesentliche Geschäftsgrund-
lage dieses Vertrages.  
 

3.2 Jede Partei sichert zu, dass weder sie selbst noch ei-
nes ihrer Mitglieder der Geschäftsleitung, ihrer leiten-
den Angestellten, Beschäftigten oder wirtschaftlich 
Berechtigten derzeit auf einer Sanktionsliste der Eu-
ropäischen Union, der Vereinigten Staaten (ein-
schließlich der SDN-Liste des OFAC), des Vereinigten 
Königreichs (OFSI) oder einer sonstigen zuständigen 
Behörde, deren Vorschriften auf die Parteien an-
wendbar sind, geführt wird oder unmittelbar oder 
mittelbar im Eigentum oder unter der Kontrolle einer 
dort gelisteten Person steht. Die Parteien unterrich-
ten einander unverzüglich über sämtliche Umstände, 
die darauf hindeuten, dass eine solche Listung bevor-
steht oder eingetreten ist. 

 

3.3 Wird eine Partei oder einer ihrer jeweiligen wirt-
schaftlich Berechtigten oder maßgeblichen Personen 
Gegenstand von Sanktionsvorschriften oder auf einer 
anwendbaren Sanktionsliste geführt, so ist die an-
dere Partei berechtigt, diesen Vertrag mit sofortiger 
Wirkung zu kündigen. Mit einer solchen Kündigung 
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erlöschen sämtliche noch nicht erfüllten vertraglichen 
Pflichten mit sofortiger Wirkung, ohne Haftung auf 
Schadensersatz, Freistellung oder weitere Leistung. 
Vor der Kündigung ordnungsgemäß erbrachte Leis-
tungen bleiben unberührt. 

 
3.4 Jede Partei kann die Erfüllung ihrer Pflichten jederzeit 

insoweit aussetzen, als diese Erfüllung einen Verstoß 
gegen anwendbare Sanktionsvorschriften darstellen 
würde. In diesem Fall hat die aussetzende Partei die 
andere Partei unverzüglich zu unterrichten.  

 

3.5 Die in dieser Klausel enthaltenen Zusicherungen oder 
Verpflichtungen gelten nicht, soweit ihre Einhaltung 
ihrerseits zu einem Verstoß gegen zwingende, auf 
eine Partei anwendbare Rechtsvorschriften führen 
würde, einschließlich, aber nicht beschränkt auf das 
Außenwirtschaftsgesetz (AWG), die Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV), die EU-Blocking-Verord-
nung (Verordnung (EG) 2271/96) oder sonstige Anti-
boykott- oder Außenwirtschaftsvorschriften. Insoweit 
ist die betreffende Zusicherung oder Verpflichtung 
entsprechend beschränkt und findet keine Anwen-
dung.  

 

3.6 Keine Bestimmung dieses Vertrages verpflichtet eine 
Partei zu einer Handlung, zur Lieferung von Waren, 
zur Erbringung von Leistungen oder zur Vornahme 
einer Zahlung, die gegen die für diese Partei gelten-
den Sanktionsvorschriften, Außenwirtschaftsvor-
schriften oder Exportkontrollbeschränkungen versto-
ßen würde. 

 

4. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
 

4.1 Diese AGB und das Vertragsverhältnis zwischen uns 
und dem Vertragspartner unterliegen dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des in-
ternationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-
Kaufrechts (CISG). 
 

4.2 Ist der Vertragspartner Kaufmann im Sinne des Han-
delsgesetzbuchs ("HGB"), juristische Person des öf-
fentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen, so ist ausschließlicher — auch internatio-
naler — Gerichtsstand für alle unmittelbar oder mit-
telbar aus dem Vertragsverhältnis entstehenden 
Streitigkeiten unser Sitz in Hamburg. Dasselbe gilt, 
wenn der Vertragspartner Unternehmer im Sinne des 
§ 14 BGB ist. In allen Fällen sind wir jedoch auch be-
rechtigt, am Erfüllungsort oder am allgemeinen Ge-
richtsstand des Vertragspartners Klage zu erheben. 
Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu 
ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 
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II. VERKAUFSBEDINGUNGEN (VB)  
 

1. Geltungsbereich 
 
Die nachfolgenden Allgemeinen Verkaufsbedingun-
gen dieses Abschnitts II ("VB") gelten ergänzend zum 
Allgemeinen Teil des Abschnitts I, soweit wir beweg-
liche Sachen ("Ware") an unseren Vertragspartner 
("Käufer") verkaufen oder liefern, unabhängig davon, 
ob wir die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern 
beziehen (§§ 433, 650 BGB).  

 
2. Vertragsschluss 

 
2.1 Unsere Angebote sind freibleibend und unverbind-

lich. Dies gilt auch, wenn wir dem Käufer Kataloge, 
technische Unterlagen, Muster oder sonstige Pro-
duktbeschreibungen überlassen, es sei denn, diese 
sind ausdrücklich als verbindlich bezeichnet. 
 

2.2 Die Bestellung des Käufers gilt als verbindliches An-
gebot zum Abschluss eines Vertrages. Soweit in der 
Bestellung des Käufers nichts anderes angegeben ist, 
ist sie 14 Tage gültig. Ein verbindlicher Vertrag 
kommt erst zustande, wenn der Käufer innerhalb der 
vorgenannten Frist von 14 Tagen unsere schriftliche 
Auftragsbestätigung erhalten hat oder wir die betref-
fende Ware versenden. 

 
3. Preise; Preisanpassung; Zahlungsbedingun-

gen 
 

3.1 Unsere Preise (netto) verstehen sich ab Werk (ex 
works) und ausschließlich der jeweils geltenden ge-
setzlichen Umsatzsteuer sowie ausschließlich der 
Verpackungskosten, soweit nicht ausdrücklich etwas 
anderes vereinbart ist.  
 

3.2 Die Parteien erkennen an, dass im Zusammenhang 
mit der Beschaffung, Herstellung, Beförderung und 
Lieferung der Ware erhebliche und unvorhersehbare 
Kostenschwankungen auftreten können. Treten nach 
Abschluss eines Kaufvertrages nach diesen VB unvor-
hersehbare, wesentliche und nachweislich erhebliche 
Veränderungen ein, die die Kostenbasis des Verkäu-
fers wesentlich beeinflussen - einschließlich, aber 
nicht beschränkt auf Veränderungen der Rohstoffbe-
schaffungskosten, Energiepreise, Transport- und Lo-
gistikkosten, Versicherungskosten, öffentlichen Ab-
gaben oder vergleichbarer Kostenbestandteile, so 
kann jede Partei eine Anpassung des Vertragspreises 
verlangen. Ein solches Verlangen muss eine substan-
tiierte Darlegung der Kostenentwicklung und ihrer 
Auswirkungen enthalten. 

 
Auf ein solches Verlangen hin nehmen die Parteien 
nach Treu und Glauben Verhandlungen zur Bestim-
mung einer angemessenen Preisanpassung auf. Die 
Anpassung erfolgt auf Grundlage der Grundsätze der 
Billigkeit, der Verhältnismäßigkeit und der nachprüf-
baren Auswirkung der Kostenveränderungen auf die 
Kostenstruktur des Verkäufers. Der Verkäufer hat auf 
Verlangen angemessene Nachweise über die maß-
geblichen Kostenveränderungen vorzulegen, sofern 
eine solche Offenlegung den Verkäufer nicht in einen 
Verstoß gegen zwingende Geheimhaltungs-, Wettbe-
werbs- oder Außenwirtschaftsvorschriften versetzt. 
 
Erzielen die Parteien nicht innerhalb von zehn (10) 
Tagen nach Aufnahme der Verhandlungen eine Eini-
gung, so wird die Anpassung durch einen unabhän-
gigen, von den Parteien gemeinsam bestellten 

Sachverständigen (z. B. einen öffentlich bestellten 
und vereidigten Wirtschaftsprüfer) bestimmt. 

 
Können sich die Parteien nicht innerhalb weiterer fünf 
(5) Tage auf die Bestellung eines solchen Sachver-
ständigen einigen, so wird der Sachverständige auf 
schriftliches Verlangen einer Partei von der Handels-
kammer Hamburg bestellt. 
 
Der Sachverständige bestimmt die Anpassung auf 
Grundlage billigen Ermessens, nachprüfbarer Daten 
und der Gesamtumstände des Vertrages. Die Bestim-
mung des Sachverständigen ist für beide Parteien 
endgültig und verbindlich. 
 
Diese Klausel sieht keine automatische Preisanpas-
sung vor und berechtigt keine Partei, einseitig einen 
neuen Preis durchzusetzen. Sie begründet einen 
strukturierten, billigem Ermessen entsprechenden 
Mechanismus zur Anpassung des Preises für den Fall, 
dass wesentliche Kostenschwankungen auftreten. 
 

3.3 Abzüge oder Rabatte bedürfen der vorherigen 
schriftlichen Vereinbarung. Der Kaufpreis ist spätes-
tens 14 Tage nach Erhalt der jeweiligen Rechnung 
und der gelieferten Ware zur Zahlung fällig. Mit Ab-
lauf der vorgenannten Zahlungsfrist kommt der Käu-
fer mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug. Es 
gelten die gesetzlichen Vorschriften über die Folgen 
des Zahlungsverzugs. Im Verkehr mit Kaufleuten 
bleibt unser Anspruch auf Fälligkeitszinsen nach § 
353 Handelsgesetzbuch (HGB) unberührt. 
 

3.4 Aufrechnung oder Zurückbehaltung durch den Käufer 
ist nur zulässig, soweit seine Gegenansprüche rechts-
kräftig festgestellt, unbestritten oder von uns aner-
kannt sind. Zur Ausübung von Zurückbehaltungs-
rechten ist der Käufer nur insoweit berechtigt, als 
seine Gegenansprüche auf demselben Vertragsver-
hältnis beruhen. 
 

3.5 Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass unser 
Zahlungsanspruch durch mangelnde Leistungsfähig-
keit des Käufers gefährdet ist (etwa durch einen An-
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens), so sind 
wir — nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften — 
berechtigt, die Leistung zu verweigern oder, erfor-
derlichenfalls nach Setzung einer Nachfrist, vom Ver-
trag zurückzutreten (§ 321 BGB). Diese Klausel findet 
auf Dauerschuldverhältnisse keine Anwendung. 

 
4. Lieferungen; Verpackung; Gefahrübergang 

 
4.1 Soweit nicht anders vereinbart, erfolgt die Lieferung 

nach Incoterms 2020; mangels anderweitiger Verein-
barung gilt FCA Lager des Verkäufers (Incoterms 
2020). Auf Verlangen des Käufers kann die Ware auf 
Kosten und Gefahr des Käufers an einen anderen Ort 
versandt werden. In diesem Fall sind wir berechtigt, 
die Art der Versendung (insbesondere Spedition, Ver-
sandweg und Verpackung) nach unserem Ermessen 
zu bestimmen. Ist eine Lieferung an einen anderen 
Ort vereinbart, so beziehen sich die Lieferfristen und 
Liefertermine auf den Zeitpunkt der Übergabe an den 
Spediteur, Frachtführer oder sonst mit der Beförde-
rung betrauten Dritten. Der Versand erfolgt unversi-
chert. Eine Versicherung kann auf Kosten des Käufers 
abgeschlossen werden. 
 

4.2 Die Transportverpackung geht mit der Lieferung in 
das Eigentum des Käufers über. Soweit anwendbar, 
hält der Verkäufer das Verpackungsgesetz (Ver-
packG) ein, einschließlich Registrierung und 
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Systembeteiligung (LUCID). Transportverpackung 
wird nur zurückgenommen, soweit dies gesetzlich 
vorgeschrieben oder ausdrücklich vereinbart ist; die 
Kosten der Rückführung trägt der Käufer, soweit 
nicht anders vereinbart. 
 

4.3 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälli-
gen Verschlechterung der Ware geht spätestens mit 
der Lieferung auf den Käufer über. Ist die Lieferung 
an einen bestimmten Ort vereinbart, so geht die Ge-
fahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung sowie die Verzögerungsgefahr be-
reits mit der Übergabe der Ware an den Spediteur, 
Frachtführer oder sonst mit der Beförderung betrau-
ten Dritten über. 
 

4.4 Wir sind zu Teillieferungen berechtigt, soweit diese 
für den Käufer im Rahmen des vertraglichen Bestim-
mungszwecks verwendbar sind und für den Käufer 
keinen erheblichen Mehraufwand verursachen. Über 
solche Teillieferungen werden wir den Käufer vorab 
und rechtzeitig unterrichten. 
 

5. Lieferzeiten; Verzug; Nichtlieferung 
 

5.1 Enthält unsere Auftragsbestätigung keine ausdrück-
lich als verbindlich bezeichneten Liefertermine 
und/oder Lieferfristen, so gelten die in der Auftrags-
bestätigung genannten Termine und/oder Fristen le-
diglich als unverbindliche Richtwerte. 

 
5.2 Im Falle höherer Gewalt oder sonstiger unvorherseh-

barer, von uns nicht zu vertretender Umstände ver-
längern sich Lieferfristen bzw. verschieben sich Lie-
fertermine um die Dauer der Behinderung. “Höhere 
Gewalt” bezeichnet Ereignisse außerhalb der zumut-
baren Kontrolle einer Partei, einschließlich Naturka-
tastrophen, Krieg, Terrorismus, Sanktionen/Embar-
gos, Pandemien/Epidemien und damit zusammen-
hängender behördlicher Maßnahmen, Energie- oder 
Rohstoffknappheit, schwerwiegender Störungen der 
Lieferkette, Cyberangriffe oder des Ausfalls kritischer 
Infrastruktur. Wir sind verpflichtet, den Käufer beim 
Eintritt eines solchen Ereignisses unverzüglich schrift-
lich zu unterrichten; zugleich sind wir verpflichtet, 
den Käufer über die voraussichtliche Dauer einer sol-
chen Lage zu unterrichten. Dauert eine solche Lage 
länger als drei Monate an, so sind beide Parteien zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt. In diesem Fall wer-
den empfangene Leistungen und gezogene Nutzun-
gen zurückgewährt. 

 
5.3 Vorbehaltlich Ziffer 7.2 dieser VB haften wir nicht für 

Lieferverzug oder Nichtlieferung, soweit der Verzug 
oder die Nichtlieferung auf unserer ordnungsgemä-
ßen Einhaltung der regulatorischen Anforderungen 
der Europäischen Chemikalienverordnung (REACH) 
beruht. 

 
6. Gewährleistung 

 
6.1 Der Käufer ist verpflichtet, die gelieferte Ware nach 

Maßgabe des § 377 HGB (Handelsgesetzbuch) auf 
Mängel zu untersuchen. Wird bei der Untersuchung 
oder später ein Mangel entdeckt, so ist der Käufer 
verpflichtet, uns dies unverzüglich schriftlich anzuzei-
gen. Ist die Ware zum Einbau oder zu einer sonstigen 
Weiterverarbeitung bestimmt, so ist in jedem Fall un-
mittelbar vor der Verarbeitung eine Untersuchung 
durchzuführen. 
 

6.2 Die vorstehenden Bestimmungen der Ziffer 6.1 gel-
ten auch für Mehr- oder Mindermengen gegenüber 
der bestellten Menge sowie für Falschlieferungen. 

 
6.3 Eine etwaige Angabe der vorgesehenen Verwendung 

der gelieferten Ware nach Maßgabe der Europäi-
schen Chemikalienverordnung (REACH) begründet 
weder eine Vereinbarung über vertraglich verein-
barte Beschaffenheiten noch eine nach dem Vertrag 
vorausgesetzte Verwendung. 

 
6.4 Liegt ein rechtzeitig angezeigter Mangel vor, so sind 

wir nach unserer Wahl berechtigt, den Mangel inner-
halb angemessener Frist zu beseitigen oder mangel-
freie, gleichartige Ware zu liefern, wobei uns mindes-
tens zwei Versuche der Nacherfüllung zustehen. Die 
zum Zweck der Nacherfüllung oder Ersatzlieferung 
erforderlichen Aufwendungen tragen wir, sofern tat-
sächlich ein Mangel vorliegt. Schlägt die Nacherfül-
lung fehl oder ist sie dem Käufer unzumutbar, so ist 
der Käufer berechtigt, nach seiner Wahl nach Maß-
gabe der gesetzlichen Vorschriften Minderung oder 
Rücktritt vom Vertrag zu verlangen. Schadensersatz 
und/oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen kann 
der Käufer nur nach Maßgabe der Ziffer 7 dieser VB 
verlangen. 

 
6.5 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die 

allgemeine Verjährungsfrist für Gewährleistungsan-
sprüche ein Jahr ab Lieferung der Ware. Gesetzliche 
Sonderregelungen für dingliche Herausgabeansprü-
che Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB), bei Arglist sowie 
für Ansprüche im Lieferantenregress bei endgültiger 
Lieferung an einen Verbraucher (§ 479 BGB) bleiben 
unberührt. Die vorgenannten Abweichungen von der 
gesetzlichen Verjährungsfrist gelten nicht für Scha-
densersatzansprüche des Käufers, für die wir nach 
Ziffer 7.2 dieser VB unbeschränkt haften. 

 
6.6 Die vorstehenden Bestimmungen zur Dauer der Ver-

jährungsfristen nach Ziffer 6.5 dieser VB gelten in 
gleicher Weise für alle vertraglichen und auch für alle 
außervertraglichen Schadensersatzansprüche des 
Käufers, die auf einem Mangel der gelieferten Sache 
beruhen, es sei denn, die Anwendung der regelmäßi-
gen gesetzlichen Verjährungsfrist (§§ 195 und 199 
BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjäh-
rung führen. 

 
6.7 Ist einer unserer eigenen Zulieferer für einen Mangel 

verantwortlich, so ist der Käufer verpflichtet, zu-
nächst sämtliche möglichen Ansprüche gegen diesen 
Zulieferer zu verfolgen, es sei denn, dies ist dem Käu-
fer nicht zumutbar. Zu diesem Zweck und in dem er-
forderlichen Umfang treten wir hiermit unsere auf ei-
nem solchen Mangel beruhenden Rechte und An-
sprüche gegen unseren eigenen Zulieferer an den 
Käufer ab, und der Käufer nimmt diese Abtretung 
hiermit an. Der Käufer ist ferner verpflichtet, solche 
Ansprüche gerichtlich zu verfolgen. Nur wenn und so-
weit Ansprüche gegen unseren eigenen Zulieferer 
nicht durchgesetzt werden können, ist der Käufer be-
rechtigt, uns nach Maßgabe der Bestimmungen die-
ser VB in Anspruch zu nehmen. 

 
7. Haftung 

 
7.1 Schadensersatzansprüche gegen uns bestehen nur 

nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Ziffer 7 der 
VB und sind im Übrigen ausgeschlossen. 
 

7.2 Wir haften nach den gesetzlichen Vorschriften für 
schuldhaft verursachte Schäden aus der Verletzung 
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des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie 
bei vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverlet-
zungen. Wir haften ferner nach den gesetzlichen Vor-
schriften bei Arglist sowie in dem Fall, dass wir eine 
Garantie für die Beschaffenheit der gelieferten Ware 
übernommen haben. Dasselbe gilt für Ansprüche 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 

 
7.3 Im Übrigen ist unsere Haftung für Schäden ausge-

schlossen, es sei denn, wir haben eine wesentliche 
Vertragspflicht schuldhaft verletzt. In diesem Fall ist 
unsere Haftung auf den vertragstypischen, vorher-
sehbaren Schaden begrenzt. Wesentliche Vertrags-
pflichten sind solche, deren Erfüllung die ordnungs-
gemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Käufer ver-
traut hat und vertrauen durfte. 

 
7.4 Soweit wir technische Auskünfte erteilen oder bera-

tend tätig werden und diese Erteilung von Auskünf-
ten oder Beratungsleistungen nicht zu dem von uns 
vertraglich geschuldeten Leistungsumfang gehört, so 
geschieht dies unter Ausschluss jeglicher Haftung. 

 
7.5 Bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher Ver-

tragspflichten ist die Haftung auf den vertragstypi-
schen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, höchstens 
jedoch auf EUR 250.000,00 je Schadensfall und EUR 
1.000.000,00 insgesamt je Kalenderjahr. Die Haf-
tungshöchstgrenze gilt nicht für die Haftung wegen 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit, bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, für 
Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz, für 
übernommene Garantien oder bei Arglist. Gesetzliche 
Informations- und Sicherheitspflichten (einschließlich 
REACH/CLP/SDB) unterliegen keinen Haftungsaus-
schlüssen. 

 
7.6 Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -be-

schränkungen gelten in gleicher Weise zugunsten un-
serer Organe, gesetzlichen Vertreter, Arbeitnehmer 
und sonstigen Erfüllungsgehilfen. 

 
8. Rücktritt; Kündigung 

 
Bei einer Pflichtverletzung, die nicht auf einem Man-
gel der gelieferten Ware beruht, kann der Käufer nur 
dann vom Vertrag zurücktreten, wenn wir die den 
Rücktritt rechtfertigenden Umstände zu vertreten ha-
ben. 

 
9. Eigentumsvorbehalt 

 
9.1 Wir behalten uns das Eigentum an sämtlicher von uns 

gelieferter Ware bis zum vollständigen Eingang aller 
Zahlungen aus der gesamten Geschäftsbeziehung 
mit dem Käufer vor. 
 

9.2 Der Käufer ist berechtigt, die Ware im ordnungsge-
mäßen Geschäftsgang weiterzuveräußern; er tritt 
uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des 
Rechnungsendbetrages (einschließlich Umsatz-
steuer) ab, die ihm aus der Weiterveräußerung ge-
gen seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, unab-
hängig davon, ob die Ware ohne oder nach Verarbei-
tung weiterveräußert worden ist. Zur Einziehung die-
ser Forderungen bleibt der Käufer auch nach der Ab-
tretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderun-
gen selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir 
verpflichten uns jedoch, die Forderungen nicht ein-
zuziehen, solange der Käufer seinen Zahlungsver-
pflichtungen uns gegenüber nachkommt, nicht in 
Zahlungsverzug gerät und solange kein Antrag auf 

Eröffnung eines Konkurs- oder Insolvenzverfahrens 
gestellt ist. Ist dies jedoch der Fall, so können wir 
verlangen, dass der Käufer uns die abgetretenen For-
derungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle 
zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazu-
gehörigen Unterlagen aushändigt und dem Schuldner 
die Abtretung mitteilt. 
 

9.3 Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbe-
sondere bei Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, die 
gelieferte Ware zurückzunehmen. Unser Verlangen 
nach Rückgabe der gelieferten Ware stellt in allen 
Fällen einen Rücktritt vom Vertrag dar. Nach Rück-
nahme der gelieferten Ware sind wir zu deren Ver-
wertung befugt; der Verwertungserlös ist auf die Ver-
bindlichkeiten des Käufers — abzüglich angemesse-
ner Verwertungskosten — anzurechnen. 

 
9.4 Die Verarbeitung oder Umbildung unserer Ware 

durch den Käufer erfolgt stets für uns. Wird unsere 
Ware mit anderen, uns nicht gehörenden Materialien 
oder Sachen verarbeitet, so erwerben wir das Mitei-
gentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes 
unserer Ware zu den anderen verarbeiteten Materia-
lien oder Sachen im Zeitpunkt der Verarbeitung. Die 
durch die Verarbeitung entstehenden Sachen unter-
liegen denselben Bedingungen wie die unter Vorbe-
halt gelieferte Ware. 

 
9.5 Wird unsere Ware mit uns nicht gehörenden Materi-

alien oder Sachen untrennbar vermischt, so erwer-
ben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Ver-
hältnis des Wertes unserer Ware zu den anderen ver-
arbeiteten Materialien oder Sachen im Zeitpunkt der 
Vermischung. Werden die Ware und die uns nicht ge-
hörenden Sachen derart vermischt, dass die Sachen 
des Käufers als Hauptsache anzusehen sind, so gilt 
als vereinbart, dass der Käufer uns anteilmäßig Mit-
eigentum überträgt. Der Käufer verwahrt das Allein- 
oder Miteigentum für uns. 

 
9.6 Der Käufer ist verpflichtet, die unter Eigentumsvor-

behalt stehende Ware stets in vollem Umfang gegen 
die üblichen Risiken zu versichern und uns dies auf 
Verlangen nachzuweisen. 

 
9.7 Übersteigt der Wert der uns gewährten Sicherheiten 

unsere Gesamtforderungen um mehr als 25 %, so 
sind wir auf Verlangen des Käufers verpflichtet, ent-
sprechende Sicherheiten freizugeben oder zurückzu-
übertragen, wobei uns die Auswahl der Sicherheiten 
obliegt. 

 
9.8 Sind die vorstehenden Eigentumsklauseln nach dem 

Recht des Landes, in dem sich die Ware befindet, 
nicht wirksam, so gilt zumindest als vereinbart, dass 
das Eigentum an der Ware bis zur Bezahlung der ent-
sprechenden Lieferrechnung bei uns verbleibt. Sollte 
auch dies unzulässig sein, lässt das Recht des Lan-
des, in dem sich die Ware befindet, uns jedoch den 
Vorbehalt anderer Sicherungsrechte an der Ware zu, 
so können wir derartige Sicherungsrechte ausüben. 
Der Käufer ist verpflichtet, an den von uns zu tref-
fenden geeigneten Maßnahmen zum Schutz unseres 
Eigentums oder des an dessen Stelle tretenden 
Rechts an der Ware mitzuwirken. 

 
10. Compliance 

 
Die Parteien halten die anwendbaren Exportkontroll-
vorschriften, REACH/CLP sowie die Antikorruptions- 
und Wettbewerbsvorschriften ein. Der Verkäufer 
stellt vor der Erstlieferung sowie bei relevanten 
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Änderungen unentgeltlich aktuelle Sicherheitsdaten-
blätter (Art. 31 REACH) in der Sprache des Bestim-
mungslandes zur Verfügung. Jede Partei kann ihre 
Leistung insoweit aussetzen, als die Leistung gegen 
Sanktionen verstoßen würde. Personenbezogene Da-
ten werden nach Maßgabe der anwendbaren Daten-
schutzvorschriften verarbeitet. 
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III. EINKAUFSBEDINGUNGEN (EB)  
 

1. Geltungsbereich 
 
Die nachfolgenden Allgemeinen Einkaufsbedingun-
gen dieses Abschnitts III ("EB") gelten ergänzend 
zum Allgemeinen Teil des Abschnitts I, soweit un-
sere Vertragspartner ("Verkäufer") bewegliche Sa-
chen ("Ware") an uns verkaufen oder liefern, un-
abhängig davon, ob die Verkäufer die Ware selbst 
herstellen oder bei Zulieferern beziehen (§§ 433, 
650 BGB).  

 
2. Vertragsschluss 

 
2.1 Unsere Bestellungen sind nur verbindlich, wenn wir 

sie schriftlich erteilt oder schriftlich bestätigt ha-
ben. 
 

2.2 Der Verkäufer ist verpflichtet, unser Angebot inner-
halb einer Frist von 2 Wochen anzunehmen. Eine 
verspätete Annahme oder eine Annahme unter ab-
weichenden Bedingungen gilt als neues Angebot 
und bedarf unserer schriftlichen Annahme. 

 
3. Lieferungen; Dokumentation; Gefahrüber-

gang 
 

3.1 Die Lieferung erfolgt frei an die in der Bestellung 
angegebene Lieferanschrift. Der Lieferort ist zu-
gleich Erfüllungsort (Bringschuld). 
 

3.2 Der Verkäufer hat auf eigene Kosten für geeignete 
Verpackung zu sorgen. Der Verkäufer ist verpflich-
tet, das Verpackungsmaterial auf unser Verlangen 
zurückzunehmen. 

 
3.3 Der Verkäufer hat vorab Sicherheitsdatenblätter 

(Art. 31 REACH) sowie, soweit vereinbart, Analyse-
/Qualitätszertifikate je Charge bereitzustellen. Ge-
fahrgut ist nach Maßgabe von ADR/IMDG/IATA (je 
nach Anwendbarkeit) zu klassifizieren, zu verpa-
cken, zu kennzeichnen und zu versenden; jede 
Nichteinhaltung geht zu Lasten und auf Gefahr des 
Verkäufers. 

 
3.4 Der Lieferung ist ein Lieferschein beizufügen, der 

das Ausstellungs- und das Lieferdatum, den Inhalt 
der Lieferung (Artikelnummer und Stückzahl) sowie 
die Bestellnummer ausweist. Fehlt der Lieferschein 
oder ist er unvollständig, so haben wir hieraus re-
sultierende Verzögerungen bei Bearbeitung und 
Zahlung nicht zu vertreten. Am Tag des Versands 
hat uns der Verkäufer eine vom Lieferschein geson-
derte, inhaltsgleiche Versandanzeige zu übersen-
den. 

 
3.5 Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zu-

fälligen Verschlechterung der Ware geht im Zeit-
punkt der Lieferung am vereinbarten Lieferort auf 
uns über. Bis zu diesem Zeitpunkt trägt der Verkäu-
fer die Gefahr. 

 
3.6 Die Übertragung des Eigentums an der vom Ver-

käufer an uns gelieferten Ware erfolgt unbedingt 
und ohne Rücksicht auf die Zahlung des Kaufprei-
ses mit deren Lieferung. Nehmen wir im Einzelfall 
jedoch ein Angebot auf Eigentumsübertragung an, 
das von der Zahlung des Kaufpreises abhängig ist, 
so gilt der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers nur 
insoweit, als er sich auf unsere Zahlungsverpflich-
tung für die jeweiligen Erzeugnisse bezieht, an 

denen das Eigentum vorbehalten wird. Wir sind be-
rechtigt, die Ware vor Zahlung des gesamten Kauf-
preises im ordnungsgemäßen Geschäftsgang wei-
terzuveräußern. Im Fall des Satzes 2 dieser Ziffer 
3.6 der EB gelten der einfache sowie der auf die 
Weiterveräußerung erweiterte Eigentumsvorbe-
halt. Alle sonstigen Formen des Eigentumsvorbe-
halts sind ausgeschlossen. 
 

3.7 Im Falle unseres Annahmeverzugs gelten die ge-
setzlichen Vorschriften mit der Maßgabe, dass der 
Verkäufer seine Leistung auch dann ausdrücklich 
anzubieten hat, wenn auf unserer Seite eine Mit-
wirkungshandlung besteht, für die eine bestimmte 
oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist, die 
von uns aber nicht rechtzeitig vorgenommen wird. 
Befinden wir uns im Annahmeverzug, so kann der 
Verkäufer Ersatz seiner Mehraufwendungen nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften verlangen. 

 
4. Lieferfristen; Verzug 

 
4.1 Die in der Bestellung angegebenen Liefertermine 

oder Lieferfristen sind verbindlich. Der Verkäufer ist 
verpflichtet, uns über jeden drohenden oder bereits 
eingetretenen Lieferverzug, dessen Gründe und die 
voraussichtliche Dauer unverzüglich zu unterrich-
ten. Der Eintritt des Lieferverzugs bleibt hiervon 
unberührt. 
 

4.2 Im Falle des Lieferverzugs ist der Verkäufer ver-
pflichtet, eine pauschalierte Vertragsstrafe in Höhe 
von 0,3 % des Nettovertragspreises für jeden 
Werktag des Verzugs zu zahlen, höchstens jedoch 
5 % des Nettopreises der verspäteten Ware. Wir 
behalten uns vor, einen höheren Schaden nachzu-
weisen. Dem Verkäufer bleibt der Nachweis vorbe-
halten, dass uns überhaupt kein oder nur ein we-
sentlich geringerer Schaden entstanden ist. Eine 
angefallene pauschalierte Vertragsstrafe ist auf 
weitergehende Schadensersatzansprüche anzu-
rechnen; alle übrigen Rechte bleiben unberührt. 

 
5. Preise; Zahlungen; Aufrechnungs- und Zu-

rückbehaltungsrechte 
 

5.1 Der in der Bestellung angegebene Preis ist verbind-
lich. Alle Preise verstehen sich einschließlich der ge-
setzlichen Umsatzsteuer, soweit diese nicht geson-
dert ausgewiesen ist. 
 

5.2 Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart 
ist, schließt der Preis die Lieferung und alle Neben-
kosten ein, etwa die Kosten der Beförderung an die 
im Vertrag angegebene Lieferanschrift sowie eine 
ordnungsgemäße Verpackung. 

 
5.3 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, zahlen 

wir den Kaufpreis innerhalb von 14 Tagen nach Lie-
ferung der Ware und Erhalt der Rechnung unter 
Abzug von 3 % Skonto oder innerhalb von 30 Ka-
lendertagen ohne Abzug. 
 

5.4 Zahlungen gelten in dem Zeitpunkt als bewirkt, in 
dem wir den Überweisungsauftrag bei unserer 
Bank einreichen, unabhängig davon, wann der Be-
trag dem Konto des Verkäufers gutgeschrieben 
wird. 
 

5.5 Solange wir uns nicht in Verzug befinden, schulden 
wir keine Verzugszinsen. Für den Eintritt und die 
Folgen des Verzugs gelten die gesetzlichen 
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Vorschriften mit der Maßgabe, dass etwa erforder-
liche Mahnungen schriftlich zu erfolgen haben. 

 
5.6 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie 

die Einrede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns 
im gesetzlich vorgesehenen Umfang zu. Insbeson-
dere sind wir berechtigt, fällige Zahlungen zurück-
zuhalten, solange uns gegen den Verkäufer An-
sprüche aus unvollständiger oder mangelhafter 
Vertragsleistung zustehen. 
 

5.7 Der Verkäufer ist zur Ausübung von Aufrechnungs- 
oder Zurückbehaltungsrechten nur berechtigt, so-
weit seine Gegenforderung unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt ist. 

 
6. Gewährleistung 

 
6.1 Es gelten die gesetzlichen Vorschriften bei Sach- 

und Rechtsmängeln, soweit nachfolgend nichts Ab-
weichendes bestimmt ist. 
 

6.2 Abweichend von § 442 Abs. 1 Satz 2 BGB stehen 
uns uneingeschränkte Gewährleistungsrechte auch 
dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss 
infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben 
ist. 

 
6.3 Für die kaufmännischen Untersuchungs- und Rüge-

pflichten gelten die gesetzlichen Vorschriften nach 
§§ 377 und 381 HGB (Handelsgesetzbuch) mit fol-
genden Maßgaben: Unsere Untersuchungspflicht 
beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer äuße-
ren Wareneingangskontrolle einschließlich der Prü-
fung der zugehörigen Versanddokumente (z. B. 
Transportschäden, Falsch- und Minderlieferungen) 
sowie bei der stichprobenartigen Untersuchung im 
Rahmen unserer Wareneingangs-Qualitätskontrolle 
offen zutage treten. Im Übrigen richtet sich der er-
forderliche Umfang der Untersuchung danach, was 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzel-
falls im ordnungsgemäßen Geschäftsgang zumut-
bar ist. Unsere Mängelrügeobliegenheit bleibt im 
Übrigen unberührt. 

 
6.4 Durch die Annahme oder Billigung uns überlasse-

ner Muster verzichten wir nicht auf Gewährleis-
tungsrechte. 

 
6.5 Die dem Verkäufer im Zusammenhang mit der Prü-

fung und Nacherfüllung entstehenden Kosten trägt 
der Verkäufer auch dann, wenn sich später heraus-
stellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere 
Haftung im Zusammenhang mit einer unberechtig-
ten Mängelrüge bleibt unberührt mit der Maßgabe, 
dass wir nur insoweit haften, als wir erkannt oder 
grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass tatsäch-
lich kein Mangel vorlag. 

 
6.6 Schlägt die Nacherfüllung durch den Verkäufer 

(nach unserer Wahl durch Mängelbeseitigung oder 
durch Lieferung einer mangelfreien Sache) fehl 
oder wird sie vom Verkäufer verweigert, so sind wir 
auch berechtigt, die Mängel selbst zu beseitigen 
oder durch einen Dritten beseitigen zu lassen und 
dem Verkäufer die entsprechenden Kosten in Rech-
nung zu stellen, sofern wir ihm zuvor eine ange-
messene Frist zur Nacherfüllung gesetzt haben. Auf 
Verlangen hat der Verkäufer einen angemessenen 
Vorschuss für die voraussichtlichen Kosten zu leis-
ten. Die Geltendmachung weitergehender Ansprü-
che, insbesondere von Schadensersatzansprüchen, 
behalten wir uns vor. Darüber hinaus sind wir zur 

Selbstvornahme ohne vorherige Fristsetzung be-
rechtigt, wenn die Fristsetzung unzumutbar ist (z. 
B. wegen Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssi-
cherheit oder drohender unverhältnismäßiger 
Schäden). In allen Fällen werden wir den Verkäufer 
über die Selbstvornahme unverzüglich unterrich-
ten. 

 
6.7 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die 

allgemeine Verjährungsfrist für Gewährleistungs-
ansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. 

 
6.8 Die kaufrechtlichen Verjährungsfristen einschließ-

lich der Verlängerung nach vorstehender Ziffer 6.7 
der EB gelten für alle vertraglichen Gewährleis-
tungsansprüche. Stehen uns wegen eines Mangels 
auch außervertragliche Schadensersatzansprüche 
zu, so gilt die regelmäßige gesetzliche Verjährungs-
frist nach §§ 195 und 199 BGB, sofern die Anwen-
dung der kaufrechtlichen Verjährungsfristen im 
Einzelfall nicht zu einer längeren Frist führt. 

 
7. Haftung 

 
7.1 Soweit diese EB nichts Abweichendes bestimmen, 

haftet der Verkäufer nach den gesetzlichen Vor-
schriften. 

 
7.2 Wir haften unbeschränkt nur für Vorsatz, grobe 

Fahrlässigkeit sowie für einfache Fahrlässigkeit, so-
weit diese zu einer Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit führt. Im Übrigen ist un-
sere Haftung für einfache Fahrlässigkeit ausge-
schlossen, es sei denn, es liegt die Verletzung einer 
wesentlichen Vertragspflicht vor. Als wesentliche 
Vertragspflicht gilt eine Pflicht, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhal-
tung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und 
vertrauen darf. Im Falle der einfach fahrlässigen 
Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht ist 
unsere Haftung jedoch auf den vorhersehbaren, 
vertragstypischen Schaden begrenzt. 

 
7.3 Die Haftungsbeschränkungen und -ausschlüsse 

nach vorstehender Ziffer 7.2 gelten auch für unsere 
außervertragliche Haftung. 

 
8. Regress in der Lieferkette 

 
8.1 Neben unseren Gewährleistungsansprüchen ste-

hen uns die gesetzlichen Rückgriffsansprüche in-
nerhalb einer Lieferkette zu. Insbesondere sind wir 
berechtigt, vom Verkäufer genau die Art der Nach-
erfüllung (Mängelbeseitigung oder Neulieferung) 
zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Ein-
zelfall schulden. 
 

8.2 Unsere gesetzlichen Rückgriffsansprüche innerhalb 
einer Lieferkette gelten auch dann, wenn die gelie-
ferte Ware durch uns oder einen Dritten weiterver-
arbeitet worden ist. 

 
9. Produkthaftung 

 
9.1 Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verant-

wortlich, so hat er uns von Ansprüchen Dritter in-
soweit freizustellen, als die Ursache in seinem Herr-
schafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und 
er im Verhältnis zu den Dritten selbst haftet. 
 

9.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat 
der Verkäufer Aufwendungen nach §§ 683 und 670 
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BGB zu erstatten, die aus oder im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme durch Dritte entstehen, 
einschließlich einer von uns durchgeführten Rück-
rufaktion. Wir werden den Verkäufer über Inhalt 
und Umfang der Rückrufmaßnahmen, soweit mög-
lich und zumutbar, unterrichten und ihm Gelegen-
heit zur Stellungnahme geben. Weitergehende ge-
setzliche Ansprüche bleiben unberührt. 
 

9.3 Der Verkäufer hat eine Produkthaftpflichtversiche-
rung mit einer Mindestdeckungssumme von EUR 10 
Millionen je Schadensfall für Personen- und Sach-
schäden, einschließlich der Kosten von Produkt-
rückrufen, zu unterhalten. Auf Verlangen ist ein ak-
tueller Versicherungsnachweis vorzulegen. 

 
10. Schutzrechte Dritter 

 
10.1 Nach Maßgabe der nachfolgenden Ziffern 10.2 und 

10.3 der EB sichert der Verkäufer zu, dass die von 
ihm gelieferten Erzeugnisse keine gewerblichen 
Schutzrechte Dritter in Ländern der Europäischen 
Union oder in sonstigen Ländern verletzen, in de-
nen er die Erzeugnisse herstellt oder herstellen 
lässt. 
 

10.2 Im Falle einer Verletzung nach vorstehender Ziffer 
10.1 der EB ist der Verkäufer verpflichtet, nach un-
serer Wahl und auf eigene Kosten entweder ein für 
den vertraglich vereinbarten oder vorausgesetzten 
Gebrauch ausreichendes Nutzungsrecht zu be-
schaffen und uns einzuräumen oder den Lieferge-
genstand so zu ändern, dass das Schutzrecht nicht 
verletzt wird, oder den Liefergegenstand auszutau-
schen, sofern hierdurch der von uns vertraglich 
vereinbarte oder vorausgesetzte Gebrauch nicht 
beeinträchtigt wird. 

 
10.3 Ferner ist der Verkäufer verpflichtet, uns von allen 

Ansprüchen freizustellen, die Dritte gegen uns we-
gen der in Ziffer 10.1 der EB genannten Verletzung 
gewerblicher Schutzrechte geltend machen, und 
uns alle im Zusammenhang mit solchen Ansprü-
chen notwendigen Aufwendungen zu erstatten. 
Dies gilt nicht, soweit der Verkäufer nachweist, 
dass er die Schutzrechtsverletzung weder zu ver-
treten hat noch bei Anwendung kaufmännischer 
Sorgfalt im Zeitpunkt der Lieferung hätte kennen 
müssen. 

 
11. Compliance 

 
Die Parteien halten die anwendbaren Exportkon-
trollvorschriften, REACH/CLP sowie die Antikorrup-
tions- und Wettbewerbsvorschriften ein. Der Ver-
käufer stellt vor der Erstlieferung sowie bei relevan-
ten Änderungen unentgeltlich aktuelle Sicherheits-
datenblätter (Art. 31 REACH) in der Sprache des 
Bestimmungslandes zur Verfügung. Jede Partei 
kann ihre Leistung insoweit aussetzen, als die Leis-
tung gegen Sanktionen verstoßen würde. Perso-
nenbezogene Daten werden nach Maßgabe der an-
wendbaren Datenschutzvorschriften verarbeitet. 

 


